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l. .Ausgangslan© . . ‘ ' • ''

Dsf Gsrnsjndgiiaa dsr Onsggfneinäe (OG) hst an: 09.01.2ö1S ejn58in?nig
(öirjoe Eni-hallisjigen) die Aufsteliäng sinigs Bsbayuiigspfens zu dem Zwsd be-

• ' scbiossssa, inj wesdichen TaiJ der ortsgsmeindiichen Gemarkijny slr^e .Feinsteaspjng 
. der Windenergieodiziing vojzunelimen, wöbe.? 'die dafür vorgesehene • genisin-

• desigene Fiscbe zwei Windenergisaniagen aufnebmen soil Da der Beschluss un- 
zorässiger V^föiss in nicht, öffentlicher Sitzung gefasst worden war, ist sr am

. 04.0^.201 S QadnüingsgemäS in öffentlicher Sitzsjsng (ohne Gegenstimme, .zwei Eiiihai-
tungsn) wiederholt worden. Ergänzsr.ä daz^j hat der Gsmeiriderat der Verbandsge- 
melnde {VG)- Adenaö in seiner Sitzung am 13.04.2021 mit großer iVfehrhsil (22 
Zustimmungen, 3 .Abtehnungen, 2 EnthaRungen) den Ssschluss zu der 
entsprechenden Änderung des Flächennutzung.splans gefasst.

• Die OG hförburg arbeitet im HinblicR auf die Errichtung von Wi.ndsnergieaniagen in ih­
rer Gema.dkung seit dem Jahr 2012 auf vertraglicher Grundlage mit. der Fa. Juwi 
Energieprcjekte GmbH, Wörrstadt, zusammen, die bereits Unterlagen unter anderem 
zum Arte.n-, Schall- und Denkmalschutz für zwei konkrete Anlagen des Typs ye-sies ■ 
'V'l38 (Mabenhöhe:149 m. Rotordurchmesser: 136 m, Gesamthöhe-. 217 m) im 
räumiicnen Geltungsbereichs des im Aufstellungsverfa’nren befindlichen Bebauungs-

■ plans erstellt hat.

Mit Schreiben vom 23.10.2018 hat die OG Nürburg bei der zuständigen SGD Nord 
die Vornahme einer vereinfachten raumordnerischen Prüfung nach § 18 LPIG 
beantragt und dazu umfangreiche Unterlagen eingereicht. Dieser Antrag ist von der 
OG Nürburg auf Anregung der SGD Nord mit Schreiben vom 15.12.2020 auf Durch­
führung eines Raumordnungsverfahrens nach §17 LPIG umgestellt worden. Nach­
dem die OG Nürburg den einzelnen Aufforderungen der SGD Mord zur Ergänzung 
der e.ingereichten Unterlagen insbesondere hinsichtlich des Denkmalschutzes jeweils 
nachgekommen war und die SGD Nord schließlich die Unterlagen als vollständig er­
achtet hafte, erfolgte am 10.03.2021 die behördliche Einleitung des Raumord­
nungsverfahrens. . . , .

im Verlauf des Raumordnungsverfahrens stellte die SGD Nord fest, dass sich die ' 
beabsichtigte Bebauungsplanung der Ortsgemeinde Nürburg mit dem Raumord- 
nungsziei 2 49 des Regionalen Raurnordnungsplans Mitteirhein-VVestenwald, das den 
Denkmalschutz unter anderem der Nürburg umfasst, nicht vereinbaren ließ. Daraufhin 
führte die SGD Nord auf Antrag der OG Nürburg vom 10.03.2022 ein Zielabwei­
chungsverfahren durch und ließ mit Bescheid vom 07.11.2022 die Zielabweichung zu.



Z^ctiszjzsfe^ fs? bs3 der ^rQjTifesiQnsschützbefiiörds s?n Ä?iiä3Q 3^3? db SifsiSfitünG 
und den Satrisb vor?' drei VVindenergjessifsgeri im AiuSenbeiiSjcb der benscbbais^^ 
OG WFssssnscbsid amagangen. Soiits diesem Ar^Vsg siattgegeberi ^;«gKlen,‘Jßfan 
die bssteißgndsn Larmkorjtmgerite erschöpfi; sp dass die beabsfchtigfe BebsKvngs- 

. pJanung der OG i^^örbsjs'g, die sich aüfgrus^d der dehördiichso Ärdös-dsrungeR im 
Zusammenhang mit der vereinfachtsjj raumordnsilschen Prüfung, ds^i Rajhnofd-

■ nungs- und Zislahwefsht'ngsverfahren. bereits in erhöhtem Pvleße als zeitraubend ünd 
kostenträchtig ea-’A’Iesen hat» zu einem wirtschafiljch bedeutsamen Teii hlnfäHki wäre. 
Die vom Gsrnslnderst der VG Adenau beschossene Äanderung des näcnsnnujznngs- 
pians hätie sich ebenfalls weitgehend erledigt..

• Im Hinblick auf die Lärmkontingente ist für dis OG Nürburg dis Frage von 
entscheidender Bedeutung, ob ihrer angelaufenen Bebauungsplanung zur Wfndsner- 
gienutzuPeg gegenübsr dem VVindenergievorhaben in der Machbaraemeinde Wiessm- 
scheid Priorität zukommt. Die nachstehenden Darfegungen dienen der Klärung dieser 
Frage. • ■ . ■ .

•|j. Rechtliche Würdigung ‘ '

1. Zur Frage der Zulässigkeit des Windenergievorhabens in der OG Wiesem­
scheid ■ .

Zu den Genahmigungsvorausseizungsn des VVindenergievorhabens in der OG 
Wiesemscheid gehört nach § 6 Abs. 1 Nr, 2 BImSchG, dass andere öffenttich- 
rechtiiche Vorschriften als die des Bundesimmissionsschutzrechts dem Vorha­
ben nicht entgegenstehen. Die anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften um­
fassen auch das ßauplanungsrecht. . ‘

Das im Außenbereich der OG Wiesemscheid geplante Windenergievorhaben 
fällt unter den Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB. Dies be­
deutet, dass es nur dann zulässig ist, wenn ihm keine öffentlichen Belange ent:

■ gegenstehen. ■

§ 35 Abs. 3 Satz 1. BauGB enthält eine Aufzählung derartiger öffentlicher 
Belange, die allerdings nicht abschließend ist, wie sich aus der Verwendung des 
Wortes „insbesondere” ergibt. Zu den nicht ausdrücklich aufgezählten, den sog. 
unbenannten öffentlichen Belangen gehört unter anderem auch ein bereits an­
gelaufenes gemeindliches ßebauungsplanverfahren, sofern dieses - wie es in
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öST FschJü?9faK?f - ..feersHs könl^aBtissen*’ bz^";. ,,>1^53? fei'igasc^fi^-
•tsn'bst • ■■ ■ ' . • •

.. ■ 3>tA' clie rQ,\'f5G-i?sfurtg-93:i van in;
Sssjgessfebuch, 13.. Au??. 2Ö22, § 35 Rn.- 101. bsuv. Sää&; in;. 
£ri7St<Z^t?^r3WS/s/e/7j&efg;/KZ2£>ez.i!-^^^^^ Saireessfi’hLcS'f, Lossb/aäte-

■ ■ !-nsrstar{Sl3nd; Aug. 2022). gSoRn. 113. .

iirri yorFiegsncisn FaJS ssf da.5 Bebauungsplanvanahfer: der OQ MiVrbyrg ssidis 
.angelanfen. Das ■ . • '

' 3 VervyG, brteil vom 08.02.1974 - iV C 77/71 /jLsris Rrc. 19 rr#. v.<. M. ,

hat sich zu der Thematik folgendermaßen geäußert:

„Der erkennende Senat hat bereits mehrfach entschieden, daß 9in3 
förmliche ötTenlliche Planung dann im Zusammenhang

■ zAhs. 2 -und 3 8bauG a/s öffentiicher 3e/ang anerkannt werden mini • 
wenn sie ein Stadium erreicht hat, das hinreichend verläßliche . 
Schlösse auf ihre Verwirkiichung gestattet.“ .

Diese Aussage enthäli eins ewas andere Akzentuierung ais die zuvor zitierten .
Aussagen in der Fachliteratur. Nach bundesvewaitungsgerichtücher Rechtspre­
chung fautet die entscheidenden Frage im hier zu beurteilenden Fall, ob der 
Stand des ’Sebauungsplanverfahrens der OG Nürburg den hinreichend verläss­
lichen Schluss gestattet, dass der Plan mit dem beabsichtigten Inhalt in Kraft 
treten wird. . .

Bei der Beantwortung der Frage gilt es zu beachten, dass, das Bebauungsplan­
verfahren der OG Nürburg im Hinblick auf die vereinfachte raumordnerische 
Prüfung bzw. das Raumordnungsverfahren sowie das Zielabweich ungsverfah- 
ren bereits ein fortgeschrittenes Stadium erreicht hat. Aus den im Psahmen der'. 
raumordnungsrechtlichen Verfahren von den verschiedenen Trägem öffentlicher 
Belange abgegebenen Stellungnahmen ergibt sich zudem, dass den vorgese­
henen bebaüu.ngsplanerischen Festsetzungen zur Ermöglichung der Errichtung •
von zwei konkreten Windenergieanlagen, zu derien bereits nähere, jnsbesonde- . •. 
re gutachtliche Unterlagen .vorliegen, keine unüberv/indbaren rechtlichen Hin- 
dernlsse im Wege stehen. •



■ jeromm i Kertaann

■ Die i?rspywfj£;?fcn bes^i^ejide AtiSrrahiTis ^iervä^ bgil^f das aü? der. DsnJtfis?-
schiyk (ejiiiJ’j) de; gerschtets .Rai^sTiGrdniJiriigszfei! Z. 49 des Regbraisn

■ R3ij?i7ord?3i^5ig3pfsns SiH^Irhsfe-Wssi-rwaid. Dieses Hjiideinis besisht jsciKn
nicht n?ehr, ds dis SGD Nord eins eniSurecriends Zästabt/ysichtB^g zugsisssen 
bst ’ • • .

. • Ve?" dern darg&iegtsn Hintsrgru'nd ist devon etsszügshen. dass das Sebau'jngs-
• plänvenahrsn der OG Murburg einen Stand erfsicht der den hinreichend '^sr- 

lässiicben Scbki'ss gestattet dass der Plan mit dem beabsicntigten. hdiaii in
. .Kraft treten wird. Dies gist umso mehr, als der.Gemeinderat der OG .Nürburg die 
Planaufsteteg mit brsltsv Mehrheit beschlossen hat GIsfches güt för dsüSs- 
schhjss des Gemeindsrais der Verbandsgemsinöe Adenau zu der erfordedichen 
Änderung des i-Jächennutzungspla'ns.

Die OG Nürburg, hat seh, dem Planaufstelkingsbeschluss im Jahr 201S ander 
beabsichtigten Planung beharrlich festgehaitsn, obwohl sirrigs zeitraubendeund 
kostsnträchtige verfahrensrechtliche Erschwernisse zu bewältigen waren, d-isim ' 
Regelfall nicht bestehen. Zu diesen Erschwernisse zähien namentlich die - mit 
der Seibringung umfangreicher Unterlagen verbundene - Beantragung der 
Durchführung des vereinfachten raumordnerischen Verfahrens, die behördlich 
veranlasste Umstellung des Antrags auf Durchführung des Raumordnungsvsr- 
fahrens sowie das Zielabweichungsverfahren.

Wie nach alisdem zusammenfassend festzuhalten bleibt, spricht alles daiör,
. dass der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan der OG Nürburg auch yer- 

wirklicht wird. Anhaltspunkte, die dies in rechtserheblicher Weise in Frage stel­
len könnten, sind nicht ersichtlich. Hieraus folgt, dass die angeiaufene Bebau­
ungsplanung der OG Nürburg als unbenannter öffentlicher Belang im Sinne des 
§ 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung des 
Windenergievorhabens in der Nachbargemeinde Wiesemscheid insoweit entge- • 
gensteht, als sich die ortsgemeindfiche Planung nicht mehr realisieren lässt.

2. Anforderungen der TA-Lärm

Über die vorstehend erörterte Frage der bauplanuhgsrechtlichen Zulässigkeit 
hinaus gilt es zu beachten, dass der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan 
der OG Nürburg von der Immissionsschutzbehörde bei der Genehmigung des ? 
Windenergievorhabens in der OG Wiesemscheid auch aus Gründen des immis­
sionsschutzrechtlichen Lärmschutzes nicht ignoriert werden darf. Dies ergibt .
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S5ch S13S § 6 Abs. i fMia 1 ??? Vsrh. n-Jät § 5 Abs. 1 ?-k 2 S^jTsScbG. Dsnasisisis^i
. dsi75 hisr jf« Rede s^ehsff-den Wtndensrgievorhabsn Vofsoygs gegsn scnaicbe

■ UT55^vefte5;i’?/5?k^4r:ge?5 iind darrsti auch gsgerc Gsräuscbe (vgl. § 3 Abs. 1 iifiä 
SimS^hG) ZLi Hierzu enthäit Nr.-3.3 TA Lärm die Regelung, tesich 
das jVfaS der Vossoi^gspilichi gegen schadhche Umwelteinwkkungsn durch Gs- . 
rausche einzsffasföezogen-besiimmC; und zwar-^ls es präzisierend heißL ün-
ier Serücksfchiigung der Vernäänismäßigkeit von Aun-vand und erreicbbaßi 
Lärmmindsrung nach der zu er^varfendsn ImmissbnssituauGn des Einwir’cüngs- . 
bersichs „insbesondefe unter Serücksichfigung der Sauteitplsnung“.

Bei der nach Mr. 3.3 TA-Lärm zu berücksichtigenden Saufeitpianung geht es 
Bebauungspiäne, die sich im Aufstellungsvenahrsn bennäen. Denn die .bereiis

. in Kraft getretenen Bebauungspläne sind Regeiungsgegenstand von Nr. 6.o TA- • 
Lärm, in der Fachliteratur zu Nr. 3.3 TA-Lärm wird dai’'auf hingewiesen, dassbsi

' der Vorsorge auch d.^e mögliche .weitere Entwicklung eines Gebiets in die 8e- ■
trachiungen sinzubsziehsn ist, . . •

Hsnsmann, in; Landmsnn/Rohmer, Umweltrscrit, Loseblattausgabe 
(Stand: Sept. 2022), Nr. 3.3 T.A Lärm, Rn. 57 m. w. N, '

Hieraus folgt für das Genehmigungsverfahren zum Windenergievorhaben in der • 
OG Wiesemscheid, dass der immissionsschutzbehörde die Pflicht obliegt, in die 
Beurteilung der zu enz/artenden immissionssituation im Einwirkungsbereich die­
ses Vorhabens die angelaufene Sebauungsplanung der OG Nürburg einzube- •

. ziehen. Sie hat zu prüfen, inwieweit sich die Realisierung der Sebauungspla­
nung auf die Immissionssituation im Einwirkungsbereich des Windsnergievorha- 
bens in der OG Wiesemscheid auswirkt, und diese Auswirkung zu berücksichti­
gen. . . . •

Ul. Ergebnis

.1) Die angelaufene ßebauungsplanung der OG Nürburg steht als unbenannter Öffentli­
cher Belang im Sinne des § 35. Abs. 3 Saiz 1 BauGB einer immissionsschutzrechtli- . 
chen Genehmigung des Windenergievorhabens in der Nachbargemeinde Wiesern- 
scheid insoweit entgegen, als sich die Bebauungsplanungnicht mehr realisieren 
lässt .

2) Ungeachtet des vorstehend (bei 1) dargelegten Ergebnisses hat die Immissiöns- 
Schutzbehörde nach Nr. 3.3 TA Lärm zu prüfen, inwieweit sich die Realisierung der

7 •
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sng.e!a}jfe?}sn SsfeaLimc^spfejriUjig der OG rMiirbu?^ auf dse ?»i(inQ5S3jon3Sßtt;3£!3/! jn? 
Ssinv/irRungsbers’ch ass jm GenehmigUäigsvenahren befjndölche?? V^ndey^ergfevoffla- ' 
bs5äS jfö der OG Wssesnschejd 2?;swfrRi, L^nd dsese ÄüSwsrKiirjg zu berücKsk;b?igsn. .

3) SofeiTäT? df's k^rnjssbnsschi’lzbe.höfde dss Wjrsdsi~ergi2VC5rf3abe.n in der OG VViessrn- ' 
seheid gsinghmsgt Kann sie die Geneh/Tiigung nur unter H'^nzusugurig '’jot! Nsbsnbs- 
stimrrpjngen erteiien, djs dem; aKiueifen Ssbauungsptenvenabren der OG iWurg 
Rechnung tragen. • . . •
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